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(2) Der Schulträger kann Planstelleninhaberinnen 
und Planstelleninhabern nach § 102 Absatz 3 Satz 2 
des Schulgesetzes NRW unter Beachtung der für Leh­
rerinnen und Lehrer an öffentlichen Schulen gelten­
den laufbahnrechtlichen Grundsätze im Arbeitsver­
trag gestatten, die für Lehrerinnen und Lehrer an den 
entsprechenden öffentlichen Schulen vorgesehenen 
Bezeichnungen mit einem Zusatz zu führen , der auf 
die Tätigkeit an der Ersatzschule hinweist. Das Recht 
der Kirchen, eigene Bezeichnungen zu verleihen, 
bleibt unberührt." 

6. Die bisherigen§§ 7 und 8 werden die§§ 12 und 13. 

7. Nach§ 13 wird folgender§ 14 eingefügt: 

.. ,,§ 14 
Ubergangsvorschriften 

(1) Unterrichtsgenehmigungen, die nach dieser Ver­
ordnung in der bis zum 31. Juli 2020 geltenden Fas­
sung erteilt worden sind, gelten fort. § 102 Absatz 4 
des Schulgesetzes NRW bleibt unberührt. Entschei­
dungen der oberen Schulaufsichtsbehörde über die 
Zulassung zum Feststellungsverfahren und den Ab­
schluss des Feststellungsverfahrens nach § 5 dieser 
Verordnung in der in Satz 1 genannten Fassung gelten 
ebenfalls fort. 

(2) Dem Nachweis der in § 7 Absatz 2 vorausgesetz­
ten Abschlüsse und Anerkennungen steht der Nach­
weis von Abschlüssen und Anerkennungen gleich, die 
nach dieser Verordnung in der bis zum 31. Juli 2020 
geltenden Fassung für die Zulassung zum Feststel­
lungsverfahren vorausgesetzt worden sind. 

(3) Dem Nachweis der in § 9 Absatz 2 genannten Ab­
schlüsse steht der Nachweis von Abschlüssen gleich, 
die nach dieser Verordnung in der bis zum 31. Juli 
2020 geltenden Fassung für die Erteilung der Unter­
richtsgenehmigung für Klassenlehrerinnen und Klas­
senlehrer an Waldorfschulen und an Waldorfförder­
schulen vorausgesetzt worden sind. 

(4) Genehmigungen, die für die Tätigkeit als Schullei­
terin oder Schulleiter sowie als stellvertretende 
Schulleiterin oder als stellvertretender Schulleiter er­
teilt worden sind, gelten fort. § 102 Absatz 4 des 
Schulgesetzes NRW bleibt unberührt." 

8. Der bisherige § 9 wird § 15 und wie folgt gefasst: 

,,§ 15 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 
1. August 2007 in Kraft. § 8 Absatz 2 Satz 1 Num­
mer 3 tritt am 1. August 2022 in Kraft." 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. August 2020 in Kraft. 

Düsseldorf, den 30. Juni 2020 

Die Ministerin für Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Yvonne G e b a u e r 
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Bekanntmachung des Inkrafttretens 
„ des Dreiundzwanzigsten Staatsvertrag 

zur Anderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Dreiundzwanzigster Rundfunkänderungs­

staatsvertrag) 

Vom 23. Juni 2020 

Nachdem am 31. Mai 2020 alle Ratifikationsurkunden 
bei der Bayerischen Staatskanzlei hinterlegt VJaren, ist 
der Dreiundzwanzigste Staatsvertrag zur Anderung 
rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Dreiundzwanzigster 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag) gemäß seines Artikels 
2 Absatz 2 Satz 1 am 1. Juni 2020 in Kraft getreten. 

Düsseldorf, 23. Juni 2020 
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Ministerpräsident 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Armin Laschet 

GV. NRW. 2020 S .665 

Satzung der 
Provinzial Rheinland Holding 

Ein Unternehmen der Sparkassen 

beschlossen in der Gewährträgerversammlung 
am 5. Juni 2020 

§ 1 
Name, Rechtsform, Sitz 

1. Die Provinzial Rheinland Holding (im Folgenden: 
PROVINZIAL) ist ein Wettbewerbsunternehmen in 
der Form einer rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen 
Rechts. Die PROVINZIAL führt die Zusatzbezeich­
nung „Ein Unternehmen der Sparkassen". 

2. Sitz der PROVINZIAL ist Düsseldorf. 

3. Die PROVINZIAL ist berechtigt, ein Dienstsiegel zu 
führen. Das Dienstsiegel enthält das Wappenschild 
der ehemaligen Rheinprovinz und trägt in der Um­
schrift den Namen der Anstalt. 

4. Die von der PROVINZIAL ausgestellten und mit dem 
Dienstsiegel oder Dienststempel versehenen Schrift­
stücke sind öffentliche Urkunden. 

5. Die PROVINZIAL ist berechtigt, die Mitwirkung und 
Unterstützung der Behörden und Körperschaften des 
öffentlichen Rechts gegen Erstattung der baren Ausla­
gen in Anspruch zu nehmen und von ihnen Auskünfte 
über Angelegenheiten, die mit der Geschäftstätigkeit 
der PROVINZIAL im Zusammenhang stehen, einzu­
fordern, soweit nicht gesetzliche Vorschriften oder 
dienstliche Gründe entgegenstehen. Die PROVIN­
ZIAL ist befugt, die öffentlichen Bücher (Grundbü­
cher) und Akten einzusehen und einfach beglaubigte 
Abschriften anzufordern. 

§2 
Geschäftstätigkeit 

1. Die PROVINZIAL ist herrschendes Unternehmen 
über die Provinzial Rheinland Lebensversicherung 
AG Die Versicherung der Sparkassen und die Provin­
zial Rheinland Versicherung AG Die Versicherung der 
Sparkassen mit dem Ziel der Förderung der flächen­
deckenden Versorgung der Bevölkerung mit Versiche­
rungsschutz und der Aufrechterhaltung eines kunden­
orientierten regional dezentralisierten ausgewogenen 
Marktes für Versicherungsprodukte, insbesondere im 
Lande Nordrhein-Westfalen im Gebiet des Land­
schaftsverbandes Rheinland, im Lande Rheinland-
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